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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Die Zeit in der Ukraine drängt  
DIE GEWALTSPIRALE MUSS GESTOPPT WERDEN  

Die Ereignisse der vergangenen Tage 
werden als ein weiterer vorläufiger Tief-

punkt in die ukrainische Geschichte ein-
gehen. Mehr als 30 Tote bei den gewalt-
vollen Kämpfen im Osten, über 40 Tote 

und mehr als zweihundert Verletzte bei 
den Auseinandersetzungen in Odessa und 
weitere Besetzungen staatlicher Gebäude 

bilden die Bilanz der vergangenen Tage. 
Täglich erhöht sich die Zahl der Opfer und 
ein Ende der Kämpfe ist nicht abzusehen. 

Dennoch müssen gerade jetzt weitere Lö-
sungswege diskutiert werden. 

Die Bevölkerung im Osten und Süden des 
Landes ahnt bereits jetzt schon, wo und 
wann am 9. Mai, dem Gedenktag des Sieges 
über das nationalsozialistische Deutschland, 
es zu weiteren Auseinandersetzungen mit 
pro-russischen Separatisten kommen könn-
te. Zudem wurde von den pro-russischen 
Separatisten für den 11. Mai ein Referen-
dum über die Unabhängigkeit der Donezker 
Oblast angekündigt. Falls man es zeitnah 
nicht schaffen sollte zurück an den Ver-
handlungstisch zu kehren, droht eine weite-
re Eskalation bürgerkriegsähnlicher Zustän-
de, die verheerende Folgen für die Ukraine, 
Europa und die internationale Ordnung ha-
ben würde.  

Kiew muss agieren statt reagieren 

Sowohl das gescheiterte Genfer Abkommen 
vom 17. April als auch die letzten Tage wei-
terer Konflikte in der Süd- und Ostukraine 
haben gezeigt, dass eine neue außenpoliti-
sche Initiative Kiews und des Westens nöti-
ger wird denn je. Der von der Regierung 
beschlossene Anti-Terroreinsatz scheint bis-
her nicht die gewünschten Ergebnisse, im 
Sinne der Rückgewinnung der Kontrolle 

durch die Zentralregierung, gebracht zu ha-
ben. Die Sicherheitslage hat sich dramatisch 
verschlechtert und die Kluft zwischen den 
Konfliktparteien und innerhalb der Bevölke-
rung wird von Tag zu Tag größer.  

Sowohl Kiew als auch Moskau müssen auf-
hören, sich für die Nicht-Umsetzung des 
Genfer Abkommens und die weitere Eskala-
tion gegenseitig zu beschuldigen. Dabei 
sieht sich die Übergangsregierung von Pre-
mierminister Jazenjuk nicht nur dem Druck 
aus Moskau ausgesetzt. Sie steht auch vor 
der großen Herausforderung, einerseits das 
staatliche Gewaltmonopol im Süden und Os-
ten des Landes wieder herstellen zu müs-
sen, es dabei aber nach Möglichkeit keine 
zivilen Opfern geben darf. Oftmals ist dies 
jedoch sehr schwierig, da sich unbewaffnete 
Zivilisten im Osten des Landes freiwillig als 
lebende Schutzschilde vor bewaffneten Se-
paratisten stellen. Zudem ist die Kiewer Re-
gierung auch immer mehr dem Druck der 
eigenen pro-westlichen Bevölkerung ausge-
setzt, da diese ein entschiedeneres Vorge-
hen Kiews fordert.  

Entgegen der medialen Darstellung der ver-
gangenen Wochen, bei der mehrheitlich be-
richtet wurde, dass die Bewohner im Osten 
des Landes für einen Anschluss an Russland 
seien, zeichnen soziologische Erhebungen 
ein differenzierteres Bild. Sowohl repräsen-
tative Umfragen der International Foundati-
on for Electoral Systems (IFES) als auch des 
Kiewer Internationalen Instituts für Soziolo-
gie (KIIS) haben gezeigt, dass die dortige 
Bevölkerung die Wahrung der territorialen 
Integrität der Ukraine gegenüber einer 
Spaltung bevorzugt. Bei der letzteren, die in 
sechs Regionen der südöstlichen Ukraine 
zwischen dem 10. und 15. April durchge-
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führt wurde, haben lediglich 27,5 % der Be-
fragten in der Donezker und 30,3 % in 
Lugansker Oblast den Wunsch zum Beitritt 
zur russischen Föderation klar zum Aus-
druck gebracht. Insgesamt haben sich 69,7 
% für die Wahrung der territorialen Integri-
tät der Ukraine und nur 15,4 % der befrag-
ten Personen für eine Spaltung ausgespro-
chen. Zwar darf der Anteil der Befürworter 
eines Anschlusses an Russland im Osten 
nicht ignoriert werden. Allerdings ist auch 
ein Großteil der Bevölkerung im Osten des 
Landes aufgrund der Geschehnisse der letz-
ten Monate und einer unzureichenden 
Kommunikationspolitik der pro-westlichen 
Kräfte bei gleichzeitiger Dominanz russisch-
sprachiger Medien mit einer einseitigen pro-
russischen Berichterstattung verängstigt 
und leistet deshalb keinen Widerstand ge-
gen das Vorgehen der bewaffneten Separa-
tisten. Diese Umstände könnten dazu bei-
tragen, dass ein Referendum in Donezk und 
Lugansk im Sinne der Abspaltung dieser 
Region ausgeht. Auch wenn das Referen-
dum nun verschoben werden sollte, wie es 
der russische Präsident gestern in Moskau 
vorgeschlagen hat, ist keine unmittelbare 
Entspannung in diesem Kontext zu erwar-
ten. In den Regionen Kharkiv, Dnipropetro-
vsk und Odessa dagegen ist der Widerstand 
gegen die pro-russischen Separatisten 
stark, weshalb es auch hier zu Kämpfen 
zwischen pro-ukrainischen Aktivisten und 
pro-russischen Separatisten kommen könn-
te, falls die Eskalation nicht unmittelbar ge-
stoppt wird.   

Um dies zu erreichen, muss die Kiewer Re-
gierung nun schnellstmöglich Verhandlun-
gen mit den pro-russischen Separatisten 
und Russland suchen. Eine zweite Genfer 
Konferenz im gleichen Format muss so 
schnell wie möglich organisiert und abgehal-
ten werden. Das Abschlussdokument sollte 
jedoch nicht wieder eine allgemein gehalte-
ne politische Absichtserklärung, sondern ein 
völkerrechtlich verbindliches Übereinkom-
men sein. Im Gegensatz zum ersten Doku-
ment, dass lediglich die allgemeine Räu-
mung besetzter öffentlicher Gebäude sowie 
die Entwaffnung illegaler Gruppierungen ge-
fordert hatte, müssen in der neuen Über-
einkunft die kommenden Deeskalations-
schritte und die daran beteiligten Akteure 

detailliert benannt werden. Allerdings hat 
die jüngste Vergangenheit gezeigt, dass 
Russland völkerrechtliche Prinzipien geopoli-
tischen Interessen und der Realpolitik nach-
ordnet und deshalb fragwürdig ist, ob zeit-
nah verbindliche Übereinkünfte mit der rus-
sischen Seite getroffen werden können. 
Auch lassen die Äußerungen der Außenmi-
nister Russlands und der Ukraine beim 
jüngsten Treffen der Außenminister des Eu-
roparats in Wien nur wenig Raum für Hoff-
nung auf eine baldige zweite Genfer Konfe-
renz. 

Mittelfristige Stabilisierung  

Ferner müsste eine neue Vereinbarung 
Schritte zur mittelfristigen Stabilisierung der 
Ukraine definieren. Die Entwaffnung der 
pro-russischen Separatisten könnte mit Hilfe 
der OSZE durchgeführt werden und an den 
Abzug des ukrainischen Militärs von den 
Straßen im Osten des Landes gekoppelt 
sein. Auch ist dringend notwendig, dass ei-
ne neue Vereinbarung einen zeitlichen 
Rahmen vorgibt und sich die Konfliktpartei-
en zu einer von der OSZE überwachten 
schrittweisen Umsetzung verpflichten. Um 
den pro-russischen Separatisten und Mos-
kau einen Anreiz zu geben, die Vereinba-
rungen umzusetzen, müssten ihnen auch 
mittelfristige Lösungswege angeboten wer-
den. In diesem Zusammenhang werden die 
Dezentralisierung und die Sprachenregelung 
im Rahmen einer neuen Verfassung, die bis 
Mitte Mai ausgearbeitet werden sollte, eine 
besondere Rolle zukommen. Jedoch ist zu 
erwarten, dass sich der Prozess der Ausar-
beitung aufgrund der aktuellen politischen 
Krise verzögern wird. Ferner wird der 
Durchführung von Präsidentschafts- und 
Parlamentswahlen in diesem Jahr sowie ei-
nem neuen Garantieübereinkommen eine 
große Bedeutung beigemessen.  

Dezentralisierung als Verhandlungs-mittel 

Die Dezentralisierung, die von russischer 
Seite oftmals unter dem Stichwort der Fö-
deralisierung vorgebracht wird, nimmt eine 
besondere Rolle ein. Nicht nur pro-russische 
Separatisten haben sich für die Verlagerung 
von Entscheidungskompetenzen vom Zent-
ralstaat auf die regionale oder lokale Ebene 
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ausgesprochen. Auch die Übergangsregie-
rung hat sich bereit erklärt auf die Regionen 
zuzugehen und die Verantwortung für Pla-
nung, operationelle Umsetzung und die Fi-
nanzierung von Infrastruktur und staatli-
chen Dienstleistungen auf lokale und regio-
nale Ebenen zu verlagern. Es muss sowohl 
eine politische und administrative als auch 
finanzielle Dezentralisierung stattfinden, um 
den Regionen ein glaubwürdiges Angebot 
unterbreiten zu können. Im Kontext der po-
litischen Kompetenzverlagerung sollten die 
kommunalen Gebietseinheiten und Oblasten 
in ihrer Verantwortlichkeit gegenüber der 
Bevölkerung gestärkt werden. Denkbar wä-
re, dass Gouverneure nicht mehr von Kiew 
eingesetzt, sondern durch Regionalparla-
mente gewählt würden. Bei der administra-
tiven Dezentralisierung sollte der Zentral-
staat die Erfüllung öffentlicher Aufgaben an 
untergeordnete Ebenen delegieren und den 
lokalen und regionalen Behörden mehr Ver-
antwortung zuweisen. Denkbar wäre, dass 
die Kiewer Zentralregierung die Ressorts 
Außen-, Sicherheits-, Verteidigungs-, Fi-
nanz- und Justizpolitik behalten und die Re-
gionen die Umsetzung der Wirtschafts-, 
Verkehrs-, Bildungs- und Kulturpolitik über-
nehmen könnten. Die Vorstellungen Mos-
kaus weichen hiervon jedoch ab. Eine auch 
außenpolitische Autonomie für die Regionen 
wird gefordert, um weitreichenden russi-
schen Einfluss zu garantieren. Es ist zu er-
warten, dass es im Bezug auf diesen wichti-
gen Punkt während der Verhandlungen zu 
intensiven Auseinandersetzungen kommen 
könnte. Im Rahmen dieser Devolution wür-
den die regionalen Ebenen eine herausge-
hobene Stellung im politischen System er-
halten und mit entsprechenden finanziellen 
Ressourcen ausgestattet werden. Dafür wird 
eine Reform des finanziellen Transfersys-
tems der Zentralregierung an die Oblasten 
und unter den Oblasten selbst notwendig 
sein.  

Bei der Ausgestaltung der Dezentralisie-
rungsreformen sollte allerdings die Entste-
hung eines föderalen Gebildes wie im Falle 
Bosnien und Herzegowinas vermieden wer-
den, bei dem sich die einzelnen Bevölke-
rungsgruppen gegenseitig blockieren kön-
nen und das Land in seiner Entwicklung 
lähmen. In diesem Kontext hat sich der der-

zeitige Gouverneur des Dnipropetrovsker 
Gebiets, Igor Kolomojskyj, dafür ausgespro-
chen, einen Gouverneursrat im Südosten 
des Landes einzusetzen. Dieser könnte zu-
künftig eine Bedeutung im politischen Sys-
tem einnehmen und auf das ganze Land 
ausgedehnt werden, um den Dezentralisie-
rungsprozess konstruktiv zu begleiten. Zu-
dem könnte dadurch das Prinzip der Gewal-
tenteilung im politischen System der Ukrai-
ne gestärkt werden, was immer wieder von 
Verfassungsexperten in Kiew gefordert wird.  

Das Sprachengesetz 

Eine große Mehrheit der Befragten der IFES-
Studie, insgesamt 82 %, sieht sich als rus-
sischsprachige Gruppe aufgrund ihrer Spra-
che nicht diskriminiert. Allerdings hat auch 
die Mehrheit der befragten Personen ausge-
sagt, dass Russisch entweder als offizielle 
Staatssprache verankert werden oder aber 
einen besonderen Status in den Regionen 
erhalten sollte. In diesem Zusammenhang 
war die Gruppe der Befürworter im Osten 
des Landes größer. Die Kiewer Übergangs-
regierung sollte auf diesen Umstand einge-
hen und eine bereits gängige Praxis verfas-
sungsrechtlich regeln. Dadurch würde man 
zukünftig jeglichen Vorwürfen von Diskrimi-
nierung auf Grundlage der Sprache entge-
genwirken. 

Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Über-
einkunft über die Durchführung der Präsi-
dentschafts- und Parlamentswahlen in die-
sem Jahr. Diese werden von großer Bedeu-
tung sein, um einen demokratisch legiti-
mierten politischen Neuanfang in einem 
neuen verfassungsrechtlichen System zu 
gestalten. Auch wenn der Termin für die 
Präsidentschaftswahlen am 25. Mai von 
Moskau als absurd bezeichnet wurde und 
davon auszugehen ist, dass die Sicherheits-
lage in den Oblasten Donezk und Lugansk 
die Durchführung von freien Wahlen nicht 
zulassen wird, möchte Kiew die Wahlen um 
jeden Preis durchführen. Deshalb hat das 
Parlament auch am 13. März Änderungen 
an den Artikeln 83 und 84 des Wahlgesetzes 
vorgenommen, die verhindern, dass die Le-
gitimität der Präsidentschaftswahlen ange-
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zweifelt wird, auch wenn in mehreren Bezir-
ken faktisch keine Stimmabgabe erfolgen 
konnte. Insgesamt werden 1.000 von der 
OSZE und mehrere hundert Wahlbeobachter 
von anderen internationalen Organisationen 
zum Einsatz kommen. Ein Großteil der in-
ternationalen Experten ist bereits in der Uk-
raine eingetroffen. Zugleich ist das Abhalten 
der Parlamentswahlen gerade deshalb wich-
tig, weil dadurch das oftmals von pro-
russischen Separatisten vorgebrachte Ar-
gument, in dem derzeitigen Parlament wür-
den nicht die Interessen des Ostens reprä-
sentiert, entkräftet würde.  

Neue Garantien 

Schlussendlich sollten die Konfliktparteien 
für die mittel- und langfristige Perspektive 
das Budapester Memorandum erneuern und 
anpassen. Dieser Vorschlag wird allerdings 
nur dann zum Tragen kommen, wenn eine 
gezielte Entspannung des Konfliktes und die 
mittelfristige Stabilisierung der Ukraine rea-
lisiert werden. Dies hängt alleinig davon ab, 
ob die Konfliktparteien an einer Lösung des 
Konfliktes interessiert sein werden und ob 
sie dafür den notwendigen Willen aufbrin-
gen möchten. Es muss eine neue völker-
rechtlich verbindliche Übereinkunft über 
Beistandspflichten geschaffen werden, um 
die sicherheitspolitische Unabhängigkeit der 
Ukraine zu garantieren. In diesem Kontext 
schlagen einige Experten ukrainischer Think 
Tanks vor, die Ukraine könnte sich bereit 
erklären, ihre militärische Neutralität ver-
fassungsrechtlich zu verankern, um auf pro-
russische Kräfte im Land zuzugehen und 
damit den Frieden zu wahren. Ferner argu-
mentieren sie, dass durch diese Abmachung 
Russland den NATO-Beitritt der Ukraine 
verhindert und die Ukraine einen Krieg ge-
gen Russland abgewendet hätte und folglich 
insgesamt die Interessen beider Seiten be-
friedigt wären. Allerdings wäre in einem sol-
chen Fall eine intensive innenpolitische Dis-
kussion zu erwarten, die von den national-
ukrainischen Kräften populistisch geführt 
werden würde.  

Im Rahmen neuer Garantievereinbarungen 
sollte die Gelegenheit genutzt werden, die 
Demarkation der Grenze zwischen der Ukra-
ine und Russland unter internationaler Auf-

sicht durch die OSZE zu vereinbaren und 
umzusetzen. Dadurch könnte man zukünfti-
ge Streitigkeiten und weitere Möglichkeiten 
der Destabilisierung ausschließen.  

Konsequenzen 

Falls die Konfliktparteien ihren Willen zeigen 
sollten, den Verhandlungsprozess in den 
nächsten Tagen anzustoßen und die Eskala-
tion zu stoppen, so ist eine friedliche diplo-
matische Lösung noch möglich. Im Falle ei-
nes erneuten Scheiterns der diplomatischen 
Bemühungen wäre eine offene kriegerische 
Auseinandersetzung womöglich nicht mehr 
abzuwenden. Die Folge wäre ein Bürger-
krieg, Flüchtlingsbewegungen nach Westeu-
ropa und die nachhaltige Isolation Russ-
lands, die das internationale System ins 
Wanken bringen würde. Dieses Szenario gilt 
es aus westlicher Sicht nun mit aller Kraft 
zu verhindern und eine schrittweise diplo-
matische Lösung zu ermöglichen. 
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